
Antrag GPA-19: Die Leistungsfähigkeit der Einrichtungen und 
Dienste der Eingliederungshilfe sichern und ihre Rolle im 
sozialrechtlichen Dreieck stärken
Antragsteller*in: AWO Bezirksverband Niederrhein e.V.
Status: angenommen
Sachgebiet: GPA - Gesundheit, Pf㘶ege & Alter

 1 Die Erbringung sozialer Dienstleistungen ist ohne leistungsfähige Anbieter undenkbar. 
 2 Die Leistungsfähigkeit von Einrichtungen und Diensten im Feld der Eingliederungshilfe 
 3 ist essenziell für die erfolgreiche Umsetzung der UN-BRK. Leere Kassen auf Seiten der 
 4 Leistungsträger stellen eine der größten Gefahren für diese Leistungsfähigkeit dar. 

 5 Die Arbeiterwohlfahrt hat sich aus sehr guten Gründen im März an einem gemeinsamen 
 6 Appell an die Spitzen demokratischer Fraktionen im Bundestag beteiligt und sich so in 
 7 die immer lauter werdenden Diskussionen um die Weiterentwicklung der 
 8 Eingliederungshilfe eingemischt. Nun gilt es, diese wichtige Lobbyarbeit konsequent 
 9 fortzuführen und in Zeiten multipler Probleme und mangelnder Ressourcen auf den 
 10 Erhalt der Leistungsfähigkeit der Einrichtungen und Dienste hinzuwirken. 
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Auf Bundes- und Landesebene setzt sich die AWO dafür ein, dass bei jedweden 1. 
Anpassungen und Weiterentwicklungen der Eingliederungshilfe (vgl. Zeile 670f. 
des Koalitionsvertrags zur 21. Legislaturperiode) Leistungserbringer eng 
einbezogen werden. Nur so ist gewährleistet, dass auch künftig verlässlich 
bedarfsdeckende Leistungen mit hoher fachlicher Qualität durch wirtschaftlich 
solide ausgestattete Einrichtungen und Dienste erbracht werden können. 
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Im Speziellen bringt sich die AWO bei der avisierten Weiterentwicklung des SGB 2. 
IX dahingehend ein, dass das Vereinbarungsprinzip im Vertragsrecht des SGB IX (§ 
123ff SGB IX) inkl. der Schiedsstellenfähigkeit erhalten bleibt sowie dass die 
Prüfungen nach §§ 128, 129 (Vergütungskürzungen) SGB IX künftig als wirksames 
Instrumente der Qualitätsentwicklung mit Orientierung am 
Wirtschaftlichkeitsgebot eingesetzt werden, anstatt als Restriktionsinstrument 
der Leistungsträger. 
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Die AWO setzt sich außerdem dafür ein, dass das Prinzip der Leistungsfähigkeit 3. 
eine deutlich stärkere Rolle erfährt und in vertragsrechtlichen Erwägungen und 
Aushandlungen einen durch den Gesetzgeber determinierten, gleichrangingen Status 
zu den Prinzipien der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit einnimmt (vgl. § 123 
Abs. 2 Satz 2 SGB IX). 
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Auf Bundesebene setzt sie sich zudem für eine angemessene, lastengerechte 4. 
Finanzausstattung der Träger der Eingliederungshilfe ein, welche für die 
Umsetzung des seit 2016 reformierten SGB IX zuständig sind. Die erheblichen 
Belastungen der, v.a. kommunalen, Haushalte durch Aufwendungen der 
Eingliederungshilfe (nach einem Bundesgesetz) müssen entsprechend durch den Bund 
aufgefangen werden.

Begründung
Das 2016 verabschiedete BTHG, welches u.a. eine konsequente personenzentrierte Ausrichtung der 
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Leistungen der Eingliederungshilfe ermöglichen sollte, ist bislang eher als eine Zukunftsvision zu 
verstehen, denn als gesetzliches Grundgerüst für eine personenzentrierte Leistungssystematik, die 
progressive Teilhabeleistungen realisiert. Bundesweit hindern v.a. leere Kassen, aber auch mittlerweile 
mangelnder Gestaltungswille, dass Rahmenbedingungen geschaffen werden, auf dessen Grundlage 
Leistungserbringer f㘶ächendeckend zeitgemäße Angebote im Sinne der UN-BRK realisieren. Diese 
Fehlentwicklung aus ausbleibender Umsetzung und zunehmend mangelnden Gestaltungsambitionen 
führte dazu, dass weite Teile des Reformenthusiasmus vor Ort zum Erliegen gekommen sind und die 
Mitarbeitenden in den Einrichtungen und Diensten keine signif㘶kanten Verbesserungen der 
Teilhabebedingungen in naher Zukunft erwarten. Das BTHG wirkt insofern nicht. Es scheitert am Geld. 

Im Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung wird auch angesichts dessen angekündigt, die 
Umsetzung und Ausgestaltung des BTHG auf Grundlage einer Evaluation zu beraten, allerdings nur 
gemeinsam mit Ländern und Kommunen (vgl. Zeile 670f. des Koalitionsvertrags zur 21. Legislaturperiode). 
Bei diesen Beratungen die Perspektiven von Leistungserbringern nicht einzubeziehen, ist nicht nur eine 
verpasste Chance, sondern belastet auch das bislang sehr geschätzte sozialrechtliche Dreiecksverhältnis. 
Es droht ferner, dass sich die Leistungsfähigkeit der Einrichtungen und Dienste nach den Beratungen 
verschlechtert. Damit würde eine wesentliche Gelingensbedingung dafür, dass die mit dem Gesetz 
intendierte Personenzentrierung in Zukunft überhaupt sowie dauerhaft zur Geltung kommen kann, 
erheblich eingeschränkt. 

Für eine personenzentriert ausgerichtete Eingliederungshilfe braucht es progressive und handlungsfähige 
Leistungserbringer. Angesichts multipler Herausforderungen für Gesellschaft, Sozialstaat und, als Teil 
dessen, die Eingliederungshilfe ist es unerlässlich, Leistungs- und Handlungsfähigkeit aller Akteure im 
sozialrechtlichen Dreieck dauerhaft zu stärken. Man denke in diesem Zusammenhang an Demographie, 
Fachkräftemangel, zunehmenden altersbedingten Pf㘶egebedarf bei Menschen mit Behinderungen, 
Kostendruck/Inf㘶ation, Mangel an Wohnraum und steigende Kosten bei der Schaffung neuen Wohnraums 
usw.. Leistungserbringer erleben jedoch allzu oft, dass dieser Gedanke bei der Aushandlung von 
Vereinbarungen deutlich hinter den Prinzipien Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit zurücksteht. Der 
Bundesgesetzgeber sollte insofern hier für eine Klarstellung sorgen und deutlich herausarbeiten, dass mit 
den bereits benannten Prinzipien auch die Leistungsfähigkeit gleichrangig einhergeht – auch für Erbringer 
von Eingliederungshilfeleistungen. Leistungserbringer brauchen verlässliche Planungshorizonte auf der 
Grundlage fachliche fundierter sowie wirtschaftlich tragfähiger Rahmenbedingungen, um den o.g. 
Herausforderungen proaktiv begegnen und personenzentrierte Leistungen dauerhaft erbringen zu 
können. 

Als belastend wurde zudem wahrgenommen, dass sich die überörtlichen Träger der Sozial- und 
Eingliederungshilfe im Rahmen eines Positionspapiers zur Bundestagswahl 2025 für weitreichende 
Änderungen des SGB IX im Hinblick auf das Vertragsrecht ausgesprochen haben. Konkret soll ein 
Setzungsrecht das Vereinbarungsprinzip ablösen. Diese deutliche Absage an Gestaltungsambitionen im 
sozialrechtlichen Dreieck ist zwar auch als Reaktion in Zeiten klammer Kassen und großen Drucks zu 
verstehen (s.o.), jedoch adressieren die Forderungen aus dem Positionspapier nicht die Ursachen dafür, 
sondern suchen nach Steuerungsoptionen, welche sich nachteilhaft auf die Wirtschaftlichkeit und 
Qualität der Leistungsproduktion und somit nachteilhaft für AWO-Leistungserbringer auswirken werden. 

Nicht minder belastend ist die Durchführung von Prüfungen und die daraus bisweilen abgeleiteten 
Vergütungskürzungen gem. §§ 128, 129 SGB IX. Die damit verbundenen Absichten, eine Eff㘶zienzrendite in 
dreistelliger Millionenhöhe zu erzielen, bleibt bislang unerfüllt. Stattdessen hat die Prüfpraxis eine neue 
Ausgabendynamik ausgelöst, v.a. durch Stellenaufbau bei den Kostenträgern. Zudem wachsen Misstrauen 
sowie Bürokratie, wodurch knappe Ressourcen, die bereits grundlegend in der täglichen Praxis fehlen, 
dysfunktional gebunden werden. Im Zuge der o.g. Beratungen wären eine wirksame Weiterentwicklung der 
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gesetzlichen Vorgaben sowie klarstellende Auslegungshinweise angezeigt. 

Einige Länder bzw. Träger der Eingliederungshilfe tragen sich zudem mit dem Gedanken, den 
Sicherstellungsauftrag gem. § 95 SGB IX im Zuge der o.g. Beratungen über die Evaluation des BTHG auf die 
Erbringer von Leistungen der Eingliederungshilfe zu übertragen – bei gleichzeitiger Deckelung der 
Ressourcen. Dies kann in der Praxis nur wirtschaftliche Einbußen für die Einrichtungen und Dienste und/
oder erhebliche Qualitäts- und Standardabsenkungen bedeuten. Es ist obendrein als Absage an das 
Subsidiaritätssystem zu verstehen. Leistungserbringer sollten jedoch auch in Zukunft Leistungen der 
Eingliederungshilfe in subsidiärer Aufgabenwahrnehmung anbieten und ausführen. Die Leistungsträger 
haben dafür dienliche Strukturen und Ressourcen zur Verfügung zu stellen, um einerseits die Erbringung 
bedarfsdeckender Leistungen und andererseits eine wirtschaftliche Betriebsführung zu ermöglichen. 

In der Tat werden übrigens Länder und Kommunen als Träger der Eingliederungshilfe mit der Hauptlast 
der Eingliederungshilfe weitgehend allein gelassen. Während die Haushalte in den Kommunen und 
Ländern mit immer mehr Herausforderungen zu kämpfen haben, steigen gleichzeitig die Kosten der 
Eingliederungshilfe, v.a. bedingt durch Gehaltsentwicklungen und Inf㘶ation sowie einen demograf㘶sch 
bedingten Zuwachs an Leistungsberechtigten. Insofern reiht sich die Eingliederungshilfe bei den 
Bundesgesetzen ein, die zwar vom Bund gestaltet und verabschiedet, jedoch hauptsächlich von 
Kommunen und Ländern getragen werden. Ein sachgerechter Ausgleich dieser Lasten könnte insofern zwei 
Effekte haben: Der Reformumsetzungsstau der Eingliederungshilfe würde abgebaut und gleichzeitig 
würden Ressourcen für andere drängende Aufgaben in den Kommunen und Ländern frei werden. 
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